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Städte vor neuen Zeiten
Die bisher übliche Nachverdichtung steht plötzlich in der Kritik / Experten sehen viele offene Fragen

Von unserem Redaktionsmitglied
Ulrich Coenen

Karlsruhe. Die Stadt könnte nach
Corona völlig anders aussehen. Das
Credo der Stadtplaner lautete bisher:
Nachverdichtung, fast um jeden Preis.
In Zeiten der Pandemie werden die
öffentlichen Räume in den verdichteten
Großstädten knapp, die notwendigen
Sicherheitsabstände können oft nicht
eingehalten werden. In Mega-Citys wie
New York oder Paris ist das Problem für
Menschen auf dem Weg zum Einkaufen,
zur Arbeit oder beim Sport drastischer
als in kleineren Großstädten wie Karls-
ruhe. Aber selbst in Mittelstädten wie
Baden-Baden hat Oberbürgermeisterin
Margret Mergen die Bürger über das
Osterfest aufgefordert, die beliebte
Lichtentaler Allee zu meiden. Wegen des
erwarteten Gedränges wäre die An-
steckungsgefahr zu groß.

Kaum länger als ein Jahr ist es her,
dass die Bundesstiftung Baukultur ein
Handbuch mit dem Titel „Besser Bauen
in der Mitte“ veröffentlicht hat. Es geht
speziell um die Innenentwicklung der
Städte und Gemeinden, die bisher aus
ökologischen Gründen Vorrang vor der
Erschließung von Außenflächen hatte.
Ein Kapitel trägt die Überschrift „Die
Versuchung der grünen Wiese“. Weil die
wertvolle Ressource Boden nicht ver-
mehrbar ist, soll der galoppierende
Flächenfraß gestoppt werden. Das in-
dustriereiche Oberrheintal zwischen
Karlsruhe und Freiburg ist ein Parade-
beispiel. Es sind nicht nur die aus-
gedehnten Neubaugebiete, sondern vor
allem auch die Gewerbegebiete, die sich
inzwischen seit mehreren Generationen
immer weiter in die Landschaft aus-
dehnen und Naturraum zerstören.
Aus ökologischer Sicht erschien das
bisher nicht akzeptabel, sodass die zum
Teil üppigen Baulücken in den Städten
und Gemeinden in den Fokus von
Kommunalpolitikern und Stadtplanern
rückten. In Bühl hat man sie gezählt. Es
sind rund 700 mit einer Gesamtfläche
von 35 Hektar, die bereits komplett mit
Straßen, Kanal, Wasser und Elektrizität
erschlossen sind.
Diese Baulücken wecken Begehrlich-
keiten. Fred Gresens, Bezirksvorsitzen-
der der Architektenkammer Südbaden
und hauptberuflich Vorstandschef der
Mittelbadischen Baugenossenschaft in
Offenburg, forderte in einem Vortrag im
vergangenen Jahr angesichts von 65.000
fehlenden Wohnungen in Baden-Würt-
temberg eine massive Nachverdichtung.
Fünfgeschossige Neubauten sollten
auch auf dem Dorf kein Tabu sein. In
Mittelstädten konnte sich Gresens auch
sieben Geschosse vorstellen. Vorbild für

Gresens ist Paris, die am dichtesten be-
siedelte Metropole Europas. Dort woh-
nen rund 20.000 Einwohner pro Qua-
dratkilometer. Auf die typische badische
Mittelstadt mit 30.000 Einwohnern
übertragen, müssten in diesen Kommu-
nen bei entsprechender Dichte rund 1,5
Millionen Menschen leben.
In Zeiten der Pandemie hat dies weit-
reichende Folgen: In Paris dürfen die
Menschen in Zeiten des Coronavirus
zum Sport erst ab 19 Uhr auf die Straße.
In Madrid gehen die Bürger nach Ge-
nerationen getrennt ins Freie, damit es
nicht zu eng wird. Diese Entwicklung
macht Experten skeptisch.
„Wir haben in den vergangenen fünf
Jahren auch in denMittelstädten extrem
nachverdichtet“, räumt der Bühler
Oberbürgermeister Hubert Schnurr im
Gespräch mit den BNN ein. Der Kom-
munalpolitiker ist als gelernter Stadt-
planer und Regierungsbaumeister ein
ausgewiesener Fachmann. Er glaubt
nicht, dass es nach der überstandenen
Pandemie weiter geht wie bisher. „Ich
kann mir vorstellen, dass wir in Zukunft
zwar weiterhin in die Höhe bauen, aber
die Abstände zwischen den Neubauten
vergrößern“, sagt Schnurr. „Dadurch
gewinnen wir nicht nur Freiraum, son-
dern verbessern auch das Stadtklima.

Öffentliches Grün wird nach der Pande-
mie an Bedeutung gewinnen. Doch nicht
nur die Kommunen, sondern auch der
Bund und die Länder sind im Hinblick
auf die Baugesetzgebung gefordert. Bei
der Stadtplanung darf nicht mehr allein
die Wirtschaftlichkeit im Vordergrund
stehen.“
Kritik an der Nachverdichtung der
Städte gab es auch schon vor der Pande-
mie, aber es war eine Minderheits-
meinung. Anwohner gingen in den Städ-
ten am Oberrhein bei neuen innerstädti-
schen Geschosswohnungsbauten mit
schöner Regelmäßigkeit auf die Barri-
kaden. Sowohl in den Gemeinderäten
als auch von den Verwaltungsgerichten
wurde aber fast immer zugunsten der
Investoren entschieden.
Skeptische Fachleute waren selten.
Wolfgang W. Weisser, Professor für Ter-
restrische Ökologie an der Technischen
Universität München, klagte beispiels-
weise in einem Gastbeitrag in der Süd-
deutschen Zeitung im vergangenen Jahr
über den „Bauwahn“ in den Städten,
dem „die letzten alten Bäume zumOpfer
fallen“. Hastig hochgezogene Gebäude
würden auf Flächen entstehen, die man
bisher aus gutem Grunde nicht bebaut
hätte. „Das Grün wird dabei dramatisch
reduziert“, stellte er fest.

Die Stadtplanung nach der Pandemie
könnte eine andere sein. Das Thema ist
längst in der Fachwelt angekommen.
„Die Situation ist komplett neu und das
merken viele jetzt sehr schmerzlich“,
meint Markus Neppl, Professor für
Stadtquartiersplanung an der Fakultät
für Architektur des Karlsruher Instituts
für Technologie (KIT), gegenüber den
BNN. Er sieht auf Politiker und Stadt-
planer viele Fragen zukommen, auf die
es bisher noch keine Antworten gibt.
„Alle Feste und Kulturveranstal-
tungen, die in den badischen Städten
tief verwurzelt sind, fliegen aus dem
Kalender“, stellt Neppl fest. „Weil der
Einzelhandel ohnehin seit längerer Zeit
Probleme hat, wird es nach der Pande-
mie schwierig werden, in den Innenstäd-
ten neues Lebens zu entfachen. Wenn
das nicht gelingt, ist das eine Hypo-
thek.“ Auch auf die Digitalisierung sieht
Neppl die Kommunen schlecht vorberei-
tet. Die Einkaufsflächen seien jahrelang
vermehrt worden. Das gesamte Karls-
ruher Verkehrssystem ziele beispiels-
weise nur darauf ab, die Menschen in die
City zu bringen. „Wenn durch die Pan-
demie nun auch Gastronomie und Kul-
turszene Probleme bekommen, fehlt ir-
gendwann die Identifikation der Men-
schenmit derMitte“, befürchtet Neppl.

DIE HÖCHSTE BEVÖLKERUNGSDICHTE IN EUROPA hat die französische Hauptstadt Paris. In normalen Zeiten garantiert dies
pulsierendes Leben, in Zeiten der Corona-Pandemie wird diese Dichte zum Problem. Foto: Imago
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Eswird schwierig,
in den Innenstädten neues
Leben zu entfachen.

Streit um
die Grenze

Öffnungsfrage entzweit

Von unserem Korrespondenten
Bernhard Junginger

Berlin. Wann sollen die wegen der Co-
rona-Pandemie geschlossenen innereu-
ropäischen Grenzen wieder aufmachen?
Um diese Frage tobt ein heftiger politi-
scher Streit, seit Bundesinnenminister
Horst Seehofer Hoffnungen auf eine
baldige Öffnung eine Absage erteilt und
die Corona-Grenzkontrollen bis zum 15.
Mai verlängert hat. Massive Kritik an
dem CSU-Politiker kommt aus der Op-
position. Und auch der Koalitionspart-
ner SPD drängt auf rasche Öffnungen.
Parteichef Norbert Walter-Borjans
sagte unserer Redaktion: „Der durch
Corona erzwungene Rückfall in alte
Zeiten mit trennenden Grenzen ist ein
besonders belastendes Symbol, das wir
so schnell wie möglich überwinden müs-
sen. Dieses Ziel werden wir aber schnel-
ler erreichen, wenn wir abgestimmt mit
unseren Nachbarn die nächsten Schritte
planen und an einem Strang ziehen.“
Seehofer hatte in sich einem Interview
mit der Bild am Sonntag gegen eine
rascheWiederaufnahme von Reisen zwi-
schen Deutschland und Österreich aus-
gesprochen. Der CSU-Politiker warnte
vor „leichtsinnigen Öffnungen“, die
später in Gestalt erhöhter Ansteckungs-
zahlen zurückschlagen. Österreichs
Bundeskanzler Sebastian Kurz hatte vor
einigen Tagen gesagt, er könne sich eine
Öffnung der Grenze zu Deutschland „in
absehbarer Zeit“ durchaus vorstellen.
Mit seiner Aussage wies Seehofer nicht
nur die Überlegungen aus Wien zurück.
Auch in einigen anderen europäischen
Ländern, etwa Tschechien, wird über
Grenzöffnungen diskutiert. Zudem
hatten zahlreiche deutsche Politiker aus
grenznahen Regionen Seehofer zu einer
baldigen Lockerung gedrängt.
Entsprechend kräftig bläst Seehofer
nun der Gegenwind aus der Opposition
ins Gesicht. So sagte Franziska Brant-
ner, europapolitische Sprecherin der
Grünen im Bundestag: „Wir brauchen
jetzt einen Fahrplan zur Öffnung der
Binnengrenzen. Die Personenfreizügig-

keit ist essenziell für die EU und ihre
Zukunft und darf nicht willkürlich
durch Seehofer ausgesetzt bleiben.“
Europäer seien eben nicht nur Arbeits-
kräfte, so Brantner zu unserer Redak-
tion, „sondern Menschen, die gerade in
Grenzregionen europäisch leben und
auch lieben“. Deswegen brauche es in
den Grenzregionen dringend Erleich-
terungen und Öffnungen für die Betrof-
fenen. Brantner weiter: „Seehofers will-
kürliche Politik muss ein Ende haben.“
Hart ins Gericht mit Horst Seehofer
geht auch der stellvertretende FDP-
Chef und Bundestagsvizepräsident
Wolfgang Kubicki. Unserer Redaktion
sagte er: „Der Bundesinnenminister
sollte häufiger auf die Internetseite
seines Ministeriums schauen. Dort kann
man nämlich nachlesen, dass auch die
Bundesrepublik Deutschland die euro-
päische Freizügigkeit gewährleisten
muss.“ Wenn die innerdeutsche Frei-
zügigkeit gelte, müsse aus rechtlichen
Gründen die europäische Freizügigkeit
gewährt werden. „Auch Horst Seehofer
dürfte an die Rechtslage gebunden sein“
stichelt Kubicki.
Im Schengen-Raum gibt es Grenzkon-
trollen eigentlich nicht mehr. Doch um
die Ausbreitung des heimtückischen Co-
rona-Virus einzudämmen, hat Deutsch-
land Mitte März begonnen, die Grenzen
zu Österreich, Frankreich, Luxemburg,
Dänemark und zur Schweiz wieder zu
überwachen. Nicht kontrolliert werden
dagegen die Übergänge zu Belgien und
Holland. Wer nicht die deutsche Staats-
bürgerschaft besitzt oder dauerhaft im
Bundesgebiet ansässig ist, darf nur noch
dann einreisen, wenn er einen triftigen
Reisegrund nachweisen kann.

AM GRENZÜBERGANG in Kehl stehen
zwei Beamte der Bundespolizei. Foto: dpaSystemrelevant

Physiotherapeuten verweisen auf Schutzmaßnahmen und hoffen auf mehr Patienten

Von unserem Redaktionsmitglied
Tobias Schächter

Karlsruhe. Auf diese Zahl ist Hannah
Krappmann stolz: Stand Dienstag ha-
ben sich in Deutschland bereits 11.000
Praxen für Physiotherapie als soge-
nannte Notdienstpraxen ausweisen
lassen. „Das ist ein klares Signal dafür,
dass Physiotherapie auch in Corona-
Zeiten für die Bevölkerung da ist“, sagt
Krappmann, Vorständin von Physio-
Deutschland, Landesverband Baden-
Württemberg (ZKV-LVBW).
Praxen von Physiotherapeuten leiden
seit Beginn der Corona-Krise an Patien-
tenrückgang. Und das nicht nur, weil
geplante Operationen, Sportveranstal-
tungen und Skiurlaube abgesagt wur-
den. Die Angst vor einer Ansteckungmit
dem Coronavirus schreckt offenbar viele
Menschen ab, ihre Termine wahrzuneh-
men. Genaue Zahlen kann der ZKV-
LVBW nicht nennen, den Rückmeldun-
gen der Praxen nach liege der Patienten-
rückgang aber zwischen 40 und 90 Pro-
zent. Krappmann sagt: „Es gibt Praxen,
die extrem gebeutelt sind, das gilt für
größere wie für kleinere.“ Doch es gebe
inzwischen auch eine Tendenz, dass die
Patientenzahlen in die Höhe gehen: „Die
Menschen merken, dass sie noch länger
mit dem Virus leben müssen und kehren
zu einer gewissen Normalität zurück“,
vermutet Krappmann.
Diese Beobachtung bestätigt Eleonore
Subbert. Die 63-Jährige betreibt mit
zwei Kolleginnen eine Praxisgemein-

schaft am Karlsruher Werderplatz, die
sich auf Patienten mit Autoimmun-
Krankheiten spezialisiert hat. „Am
Anfang der Krise wurden alle Termine
abgesagt, jetzt geht es langsam wieder
aufwärts“, sagt Subbert, die aber noch
immer einen Verlust von rund 60 Pro-
zent der Patienten beklagt.
Nachdem ein Patient positiv mit dem
Virus getestet wurde, mussten Subbert
und ihre Kolleginnen in Quarantäne und
die Praxis zwei Wochen schließen. Da-
nach blieb Subbert weitere zwei Wochen
zu Hause, um „Kraft für ihre Patienten
zu sammeln“, wie sie sagt. Wie alle
Praxen im Land funktioniert ihre nun
auch mit dem obligatorischen Mund-
schutz, Handschuhen und Abstands-
und Hygiene-Regeln. Auch Patienten
tragen Mundschutz. Subbert sagt, sie
nehme aktuell keine neuen Kunden auf:

„Die Ängste gibt es natürlich auf beiden
Seiten“, gibt Subbert zu, die vom Alter
her selbst zur Risikogruppe gehört.
Physiotherapeuten treten oft in Körper-
kontakt mit ihren Patienten. Aber eben
auch nicht immer, sagt Krappmann vom
Verband. Physiotherapie besteht neben
manuellen Techniken ebenso aus Übun-
gen, die die Patienten wieder fit für den
Alltag machen. Diese können mit Ab-
stand unter Anleitung durchgeführt
werden. Und es gibt die Möglichkeit der
Videotherapie.
Die Berufsgruppe gehört zu den sys-
temrelevanten, manche Menschen müs-
sen aus gesundheitlichen Gründen oft
eine Praxis besuchen. Um diesen die
Angst zu nehmen, verweist Krappmann
nicht nur auf die mittlerweile standar-
disierten Schutzmaßnahmen in den
Praxen. Sie betont auch, dass nachweis-
lich mit dem Coronavirus infizierte
Menschen nicht in ambulanten Praxen
behandelt werden. Auf die Frage der
Dunkelziffer hat sie keine Antwort, die
hat aber aktuell niemand.
Nach großen Existenzsorgen blickt
Eleonore Subbert wieder optimistischer
in die Zukunft. Neben den Soforthilfe-
maßnahmen der Regierung gilt von
diesem Dienstag an auch ein Rettungs-
schirm für Physiotherapeuten. Praxen
erhalten demnach 40 Prozent des Um-
satzes der gesetzlichen Krankenkassen
aus dem letzten Quartal 2019. Anträge
können aber erst vom 20. Mai an gestellt
werden. Dies sei für Praxen wichtig, für
die es laut Krappmann „richtig eng ist“.

Hannah Krappmann
Verband Physio-Deutschland BaWü
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Studie zu
Infizierten

Bonn (dpa). In Deutschland könnten
sich nach Ergebnissen der sogenannten
Heinsberg-Studie mittlerweile mög-
licherweise 1,8 Millionen Menschen mit
dem Coronavirus infiziert haben. Dies
ergebe eine Schätzung auf der Grund-
lage einer Modellrechnung, teilte die
Universität Bonn am Montag mit.
Die Forscher um den Virologen Hen-
drik Streeck zogen für ihre Schätzung
die Dunkelziffer der Infizierten in der
untersuchten Gemeinde Gangelt im
Kreis Heinsberg und die dort errechnete
Sterblichkeitsrate bei einer Corona-In-
fektion heran. Die Forscher gehen davon
aus, dass in Gangelt 0,37 Prozent der
Infizierten gestorben sind. Allerdings
flossen in die Berechnung der Sterblich-
keitsrate nur sieben Todesfälle ein. Aus
diesen Daten errechneten sie eine theo-
retische Zahl für Deutschland.
„Das muss man natürlich immer ein
bisschen mit Vorsicht genießen, es ist
eine Schätzung“, sagte Streeck dazu.
Gérard Krause, Leiter der Abteilung
Epidemiologie am Helmholtz-Zentrum
für Infektionsforschung in Braun-
schweig, warnte davor, die Zahlen aus
Gangelt auf ganz Deutschland zu über-
tragen. „Ich bin da doch eher zurück-
haltend“, sagte er.
Ein Forscher-Team um Streeck hatte in
Gangelt 919 Einwohner in 405 Haus-
halten befragt und Corona-Tests vor-
genommen. In dem Ort hatten sich nach
einer Karnevalssitzung Mitte Februar
viele Bürger mit dem neuartigen Virus
infiziert.
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